
Linker Mob belästigt Berliner
AfD-Abgeordneten
Berlin – Es sind Methoden, wie sie einst auch der braune Mob
anwendete. Aber dieses Mal waren die Täter wohl Linksradikale.
Schon  wieder  wurde  ein  Abgeordneter  der  AfD  von  der
sogenannten „antifa“ belästigt. Mehrfach klingeltenVermummte
in  der  Nacht  von  Freitag  auf  Samstag  an  der  privaten
Wohnungstür von Karsten Woldeit. Der alarmierte sofort die
Polizei, weil er auch in der Vergangenheit bereits bedroht
wurde  und  es  Schmierereien,  eine  eingetretene  Tür  und
Exkremente im Briefkasten gab. Die Polizei rückte innerhalb
von Minuten mit mehreren Mannschaftswagen an. Woldeit bedankte
sich dafür bei den Beamten vor Ort.

 

 

 

Nach  linker  Randale:  AfD
prüft  Strafanzeigen  gegen
Blockierer und Polizeiführung
Berlin – Nach dem tätlichen Angriff von Linksextremisten am
Samstag auf friedliche Demonstranten ebenso wie auf den stv.
Fraktionsvorsitzenden  der  AfD  im  Berliner  Abgeordnetenhaus,
Karsten  Woldeit,  hat  Georg  Pazderski,  Fraktionschef  der
rechtskonservativen  Partei,  Konsequenzen  gefordert.  „Hier
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wurden  eindeutig  die  Verfassungsrechte  auf  freie
Meinungsäußerung  und  Versammlungsfreiheit  von  einem
gewaltbereiten Mob ausser Kraft gesetzt. Mit dem tätlichen
Angriff  auf  Karsten  Woldeit  wurde  eine  rote  Linie
überschritten“, sagte Pazderski. Die AfD-Fraktion werde sich
mit allen parlamentarischen und rechtlichen Mitteln für eine
Aufklärung  der  Vorfälle  und  die  Bestrafung  der  Täter
einsetzen:  „Derzeit  prüfen  wir,  als  erste  Schritte
Strafanzeigen gegen alle uns bekannte Blockierer sowie gegen
die Polizeiführung zu erstatten, die nach Aussage eingesetzter
Beamter  einen  Schutz  der  Frauenrechtsdemonstration  aus
politischen Erwägungen nicht umsetzen wollte oder konnte.“

 


